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Erlasse

79	 Bekanntgabe der Vergabegrundsätze für  
	die Gemeinden, Gemeindeverbände, kommunalen  
	 Eigenbetriebe und kommunalen Zweckverbände  
	 (Vergabeerlass 2020)

Vom 7. April 2020

Nach § 222 Abs. 1 Nr. 9 des Kommunalselbstverwal-
tungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 19. Juni 2019 (Amtsbl. I S. 639), 
i. V. m. §  24 Abs. 2 der Kommunalhaushaltsverord-
nung vom 10. Oktober 2006 (Amtsbl. S. 1842), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 8. Januar 2020 
(Amtsbl. I S. 16), und nach § 25 der Eigenbetriebsver-
ordnung (EigVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. November 2010 (Amtsbl. I S. 1426), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 15. Oktober 2018 
(Amtsbl. I S. 792), werden für die Gemeinden, Ge-
meindeverbände und kommunalen Zweckverbände 
und für die kommunalen Eigenbetriebe die nachfolgen-
den Vergabegrundsätze bekannt gegeben:
1.	 Bauleistungen
1.1	 Abschnitt 1 der VOB/A, Ausgabe 2019, die 

VOB/B, Ausgabe 2016, sowie die VOB/C in der 
jeweils aktuellen Ausgabe werden zur Anwen-
dung vorgeschrieben.

	 § 21 VOB/A findet keine Anwendung.
1.2	 Befristet bis 31. Dezember 2020 sind ohne weite-

re Einzelbegründung zulässig
1.2.1	abweichend von § 3a Absatz 3 Satz 2 VOB/A eine 

freihändige Vergabe von Bauleistungen bis zu ei-
ner Wertgrenze von 150.000 Euro,

1.2.2	abweichend von § 3a Absatz 2 Nummer 1 VOB/A 
eine beschränkte Ausschreibung bis zu einer 
Wertgrenze von 1.000.000 Euro.

2.	 Liefer- und Dienstleistungen
2.1	 Die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) 

wird zur Anwendung empfohlen.
2.2	 Eine Verhandlungsvergabe bzw. freihändige Ver-

gabe ist ohne weitere Einzelbegründung bei ei-
nem geschätzten Auftragswert bis zu 25.000 Euro 
zulässig.

2.3 	 Eine beschränkte Ausschreibung ohne Teilnah-
mewettbewerb ist ohne weitere Einzelbegrün-
dung bei einem geschätzten Auftragswert bis zu 
75.000 Euro zulässig.

2.4	 Befristet bis 31. Dezember 2020 sind abweichend 
von 2.2 und 2.3 ohne weitere Einzelbegründung 
zulässig eine Verhandlungsvergabe bzw. freihän-
dige Vergabe und eine beschränkte Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb bis zu einer 
Wertgrenze von 150.000 Euro.

2.5 	 Für den Direktauftrag gilt § 14 UVgO bis zu einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 3.000 Euro.

2.6	 Tragen die Liefer- oder Dienstleistungen unmit-
telbar oder mittelbar zur Eindämmung der Coro-
na-Pandemie bei, ist ein Direktauftrag bei einem 
Auftragswert bis zum EU-Schwellenwert ohne 
weitere Einzelbegründung befristet bis 31.  De-
zember 2020 zulässig.

	 Hierzu zählen insbesondere Heil- und Hilfsmittel, 
die zur Eindämmung der Verbreitung des Virus 
beitragen, wie Desinfektionsmittel, Einmalhand-
schuhe, Schutzkleidung, Masken, Verbandsma-
terial und medizinische Geräte. Ebenso zählen 
hierzu Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes in der öffentlichen Verwaltung, 
wie z. B. mobile IT-Geräte zur Einrichtung von 
Homeoffice-Arbeitsplätzen bzw. Videokonfe-
renztechniken.

3.	 Freiberufliche Leistungen

3.1	 Für die Vergabe von freiberuflichen Leistungen 
gilt § 50 UVgO.

3.2	 Ein Direktauftrag ist ohne weitere Einzelbegrün-
dung bis zu einer Wertgrenze von 25.000 Euro zu-
lässig.

3.3	 Freiberufliche Leistungen, die einem Bauvorha-
ben im Sinne des § 1 VOB/A dienen, können bis 
zu folgenden Wertgrenzen ohne vorherige Einho-
lung von Vergleichsangeboten beschafft werden:

—	 50.000 Euro für freiberufliche Leistungen, 
die zum weit überwiegenden Teil dem gesetz-
lichen Preisrecht der HOAI unterliegen.

—	 100.000 Euro für freiberufliche Leistungen, 
die zum weit überwiegenden Teil dem ge-
setzlichen Preisrecht der HOAI unterliegen, 
wenn sie zu den bisherigen Mindestsätzen der 
HOAI vergeben werden.

3.4	 Bei Vergaben oberhalb der Wertgrenzen nach Nr. 
3.3 sind in der Regel mindestens drei Angebote 
einzuholen, soweit nicht die Eigenart der Leis-
tung oder besondere Umstände dem entgegen-
stehen. Die Gründe für eine Abweichung sind 
schriftlich zu dokumentieren.

4.	 Anforderungen bei der Inanspruchnahme von 
Vergabeerleichterungen

	 Bei der Inanspruchnahme von Vergabeerleichte-
rungen nach Nr. 1.2, 2.4, 2.6, 3.2 und 3.3 gelten 
die folgenden Anforderungen:

4.1	 Die Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit sind auch bei der Inanspruch-
nahme der Wertgrenzen zu beachten. Es sind 
geeignete organisatorische und personelle Vor-
kehrungen zu treffen, um Wettbewerb und Trans-
parenz zu gewährleisten und die Manipulations-
gefahr zu minimieren.

4.2	 Bei einem Direktauftrag und bei freihändiger Ver-
gabe bzw. Verhandlungsvergabe ist unter den Be-
werbern regelmäßig zu wechseln. Die maßgebli-
chen Gründe für die Auswahl des Bewerbers sind 
zu dokumentieren.
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4.3	 Ein Direktauftrag oberhalb von 10.000 Euro und 
eine beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahme-
wettbewerb sind nach der Auftragserteilung dem 
Rechnungsprüfungsamt oder, wenn dieses nicht 
besteht, dem Rechnungsprüfungsausschuss vor-
zulegen.

4.4	 Bei beschränkten Ausschreibungen werden fol-
gende Maßnahmen empfohlen:
—	 formlose Information der Fachöffentlichkeit 

über größere Bau- oder Beschaffungsvorha-
ben in geeigneten Medien und Aufforderung 
an Unternehmen, ihr Interesse an der Beteili-
gung zu bekunden;

—	 Aufforderung von in der Regel drei bis acht 
Bewerbern zur Abgabe eines Angebots, ab-
hängig von Marktsituation und Auftragswert.

5.	 Weitere Vorgaben für Vergabeverfahren
	 Die folgenden Bestimmungen sind in der jeweils 

geltenden Fassung verbindlich anzuwenden:
5.1	 Die Richtlinien für die Berücksichtigung von 

Werkstätten für Behinderte und Blindenwerk-
stätten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vom 
10. Mai 2001 (BAnz. Nr. 109 vom 16. Juni 2001).

5.2	 Die Regelung zu vorbehaltenen Aufträgen nach 
§ 118 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245).

6.	 Weitere Empfehlungen
	 Den kommunalen Körperschaften wird empfoh-

len, sich bei der Anwendung der VOB am Ver-
gabe- und Vertragshandbuch für die Baumaß-
nahmen des Bundes (zurzeit: VHB 2017), dem 
Handbuch für die Vergabe und Ausführung von 
Bauleistungen im Straßen- und Brückenbau (zur-
zeit: HVA B-StB, Ausgabe August 2019) und an 
den für die Landesbauverwaltung maßgebenden 
Erlassen zu orientieren. Bei der Anwendung ist zu 
beachten, dass nicht alle für die staatliche Bauver-
waltung maßgebenden Richtlinien und Hinweise 
auf die kommunalen Körperschaften übertragen 
werden können.

	 Das VHB 2017 ist mit laufenden Aktualisierun-
gen im Internet unter www.fib-bund.de („Verga-
be“–„VHB“) verfügbar.

	 Das HVA B-StB, Ausgabe August 2019, ist mit 
laufenden Aktualisierungen im Internet unter 
www.bmvi.de verfügbar.

	 Die für die staatliche Bauverwaltung maßgebenden 
Erlasse sind im Internet unter www.vorschriften.
saarland.de verfügbar.

7.	 EU-Vergaberecht
	 Unberührt bleibt die Verpflichtung zur Anwen-

dung des 4. Teils des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge, deren geschätzter Auftragswert die 
durch § 106 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen in Bezug genommenen Schwellen-
werte erreicht oder überschreitet.

8.	 Errechnung der Wertgrenzen
	 Alle Wertgrenzen errechnen sich ohne Umsatz-

steuer.
9.	 Geltung, Inkrafttreten
9.1	 Dieser Erlass tritt in Kraft am 9. April 2020.
9.2	 Gleichzeitig tritt der Vergabeerlass vom 5. April 

2019 (Amtsbl. I S. 348) außer Kraft. Der Erlass 
vom 8. März 2004, Az.: C 4-4771-11/4773 Neu, 
wird aufgehoben.

9.3	 Bereits begonnene Vergabeverfahren werden 
nach dem Recht und den Vergabebestimmungen, 
die zum Zeitpunkt des Beginns des Verfahrens 
galten, beendet.

Saarbrücken, den 7. April 2020

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport
Bouillon

82	 Erlass betreffend die Neubezeichnung  
	 der Handels- und Sozialpflegeschule und  
	 die Errichtung einer Berufsfachschule der  
	Fachrichtung Technik am Berufsbildungszentrum  
	 Hochwald sowie zur Änderung des Erlasses über  
	 die Errichtung eines Berufsbildungszentrums  
	 Hochwald zu Beginn des Schuljahres 2001/2002

Vom 8. April 2020
Az.: D1/A4 – I.15.0/II.15.0/III.15.0
I. Gemäß § 40 Absatz 1 des Schulordnungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 
1996 (Amtsbl. S. 846; 1997 S. 147), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 28. August 2019 (Amtsbl. I 
S. 668), werden im Einvernehmen mit dem Landkreis 
Merzig-Wadern als Schulträger und nach Anhörung der 
Schulregionkonferenz Merzig-Wadern und der Schul-
konferenz am Berufsbildungszentrum Hochwald zum 
1. August 2020 die Handelsschule und die Sozialpfle-
geschule geändert und eine Berufsfachschule der Fach-
richtung Technik errichtet.
Hierzu wird festgestellt:
1.	 Die Handelsschule führt künftig die Bezeichnung 

„Berufsfachschule der Fachrichtung Wirtschaft 
und Verwaltung am Berufsbildungszentrum Hoch-
wald des Landkreises Merzig-Wadern“.

2.	 Die Sozialpflegeschule führt künftig die Bezeich-
nung „Berufsfachschule der Fachrichtung Ge-
sundheit und Soziales am Berufsbildungszentrum 
Hochwald des Landkreises Merzig-Wadern“.

3.	 Die Berufsfachschule der Fachrichtung Technik 
beginnt aufsteigend im Schuljahr 2020/2021 mit 
der Fachstufe I und umfasst ab dem Schuljahr 
2021/2022 die Fachstufe I und die Fachstufe II. 
Sie führt die Bezeichnung „Berufsfachschule der 
Fachrichtung Technik am Berufsbildungszentrum 
Hochwald des Landkreises Merzig-Wadern“. Mit 
der Schulleitung wird die Leiterin oder der Leiter 
des Berufsbildungszentrums Hochwald beauftragt.


